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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2760 


Sachgebiet 2161 


Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit 


Bonn, den 20. Oktober 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zukunft des gesetzlichen Jugendschutzes 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Rollmann und der 
Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/2592 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Justiz wie folgt: 


1. Warum ist der von der Bundesregierung seit zwei Jahren mehr- 
fach angekündigte und z. B. auch in der obigen Antwort der 
Bundesregierung in seiner Notwendigkeit begründete wissen- 
schaftliche Forschungsauftrag zur Erforschung der Grundlagen 
des gesetzlichen Jugendschutzes immer noch nicht vergeben 
worden, obwohl doch nach der eigenen Aussage der Bundes- 
regierung schon das dazu fertiggestellte erste Arbeitspapier bei 
den Wissenschaftlern und erfahrenen Praktikern der Jugend- 
hilfe, denen es zur Stellungnahme zugegangen ist, „ausnahmslos 
eine zustimmende und gute Resonanz gefunden hat" (Druck- 
sache V/1531)? 

2. Wann wird dieser wissenschaftliche Forschungsauftrag nunmehr 
vergeben werden? 

Eine erste Sichtung der einschlägigen Literatur, der im In- und 
Ausland angestellten Untersuchungen, eingehende Gespräche 
mit Wissenschaftlern verschiedener Fachrichtungen, Kontakte 
mit dem ZDF und der ARD wegen der dort vorbereiteten und 
begonnenen Untersuchungen über die Wirkung von Gewalt- 
darstellungen im Fernsehen haben ergeben, daß umfassende 
Forschungen auf diesem Feld, für das in der Bundesrepublik 
Deutschland noch sehr wenige Ansätze vorhanden sind, ganz 
erhebliche Zeit und Kosten erfordern. Die Bundesregierung hat 
sich daher entschlossen, schrittweise vorzugehen. Aufgrund der 
Verhandlungen mit dem Deutschen Jugendinstitut in München 
wird dieses zunächst eine Dokumentation aller vorhandenen 
wissenschaftlichen Untersuchungen und Analysen und des bis- 
herigen wissenschaftlichen Forschungs- und Meinungsstandes 
zusammenstellen. Darauf aufbauend muß dann festgestellt wer- 
den, ob schon genügend tragfähige Grundlagen für eine um- 
fassende Reformgesetzgebung vorhanden sind bzw. zu welchen 
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Fragen noch spezielle Untersuchungen erforderlich sind. Erst 
nach Abschluß dieser Untersuchungen kann die Gesamtkonzep- 
tion einer grundsätzlichen Reform des gesetzlichen Jugend- 
schutzes vorgelegt werden. 


3. Wie sieht die Bundesregierung das Verhältnis des „Gesetzes 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften" (GjS) zum 
StGB? 

1. Nach geltendem Recht stellt sich das Verhältnis vom StGB 
zum GjS wie folgt dar: 

§ 184 StGB enthält ein uneingeschränktes Herstellungs- und 
Verbreitungsverbot für „unzüchtige Schriften". Der Verstoß 
gegen dieses Verbot wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. Voraussetzung ist, daß der Täter vorsätzlich gehan- 
delt hat. Die Entscheidung darüber, ob eine Schrift unzüchtig 
ist, obliegt den Strafverfolgungsbehörden. 

Das GjS begründet für „jugendgefährdende Schriften" be- 
stimmte Verbreitungs- und Werbebeschränkungen. Der für 
den vorsätzlichen Verstoß gegen diese Beschränkungen vor- 
gesehene Strafrahmen stimmt mit dem bereits erwähnten 
des § 184 StGB überein. Abweichend vom StGB ist gemäß 
§ 21 Abs. 1 Satz 2 GjS aber auch der fahrlässige Verstoß 
strafbar. Er ist mit Geldstrafe zu ahnden. Im Regelfall be- 
stehen die erwähnten Vertriebs- und Werbebeschränkungen 
erst dann, wenn die Bundesprüfstelle (§ 1 Abs. 1 GjS) den 
jugendgefährdenden Charakter der Schrift festgestellt und 
sie in eine Liste aufgenommen hat. Darüber hinaus gelten 
die Beschränkungen auch ohne eine Listenaufnahme, wenn 
Schriften im Sinne des § 6 Abs. 1 GjS „Kinder und Jugend- 
liche offensichtlich sittlich schwer gefährden". Das besondere 
Maß der Jugendgefährdung löst hier die Vertriebs- und 
Werbebeschränkung auch ohne ein förmliches Indizierungs- 
verfahren aus. 

2. Der Regierungsentwurf zum 4. StrRG ändert an dem dar- 
gestellten grundsätzlichen Verhältnis des allgemeinen Straf- 
rechts zum GjS nichts. Er sieht aber eine Beschränkung und 
damit eine Konzentration des § 184 StGB auf den Jugend- 
und den Öffentlichkeitsschutz vor. Das hat zur Folge, daß in 
den von § 184 StGB nicht mehr erfaßten Fällen künftig nur 
noch das GjS eingreifen kann. 

Geht man davon aus, daß unzüchtige bzw. pornographische 
Schriften regelmäßig schwer jugendgefährdend im Sinne des 
§ 6 Abs. 1 GjS sind, so wird der Jugendschutz rechtssystema- 
tisch durch den Vorschlag der Bundesregierung zur Reform 
des § 184 StGB nicht verkürzt. Die Beobachtung der Straf- 
verfolgungspraxis begründet jedoch gewisse Zweifel daran, 
ob die Strafverfolgungsbehörden von § 6 Abs. 1 GjS in dem 
Maße Gebrauch machen werden, wie es nach der vorgeschla- 
genen Reform des § 184 StGB erforderlich wäre. Die Aus- 
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füllungsbedürftigkeit der zentralen Begriffe des § 6 Abs. 1 
GjS erschwert offensichtlich ihre praktische Anwendung. 

Um den darin liegenden Gefahren zu begegnen, bieten sich 
zwei Möglichkeiten an: 

a) Das StGB verzichtet auf jeden speziellen Schutz der 
Jugend vor Pornographie. Der Jugendschutz findet seine 
Grundlage ausschließlich im GjS, das für diese Zwecke 
geändert werden müßte, um den dargelegten Bedenken 
gegen die Anwendbarkeit des § 6 Abs. 1 GjS zu be- 
gegnen. 

b) Das StGB übernimmt für den Bereich der Pornographie 
die Vertriebs- und Werbebeschränkungen des GjS. Der 
Schutz der Jugend vor Pornographie ist durch das allge- 
meine Strafrecht in gleichem Umfang erfaßt, wie er sich 
heute bei Anwendung des § 6 Abs. 1 GjS ergibt. Diese 
Lösung legt deshalb die Prüfung nahe, ob § 6 Abs. 1 GjS 
gestrichen werden kann. 

3. Der Bundesminister der Justiz hat deshalb am 25. Februar 
1971 Formulierungsvorschläge vorgelegt, die meine Billi- 
gung gefunden haben und die auf der zuletzt unter 2. b) 
erwähnten Lösung beruhen. Mit der Frage, ob das geltende 
Recht entsprechend diesem Vorschlag geändert werden soll, 
wird sich demnächst der zuständige Sonderausschuß des 
Deutschen Bundestages zu befassen haben. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Unterkommission 
„GjS" des Rechtspolitischen Ausschusses beim Parteivorstand 
der SPD in dem Bericht vom 20. Mai 1970, daß „das GjS auf- 
gehoben werden sollte"? 

Die im Frühjahr 1966 vom Rechtspolitischen Ausschuß beim 
Parteivorstand der SPD eingesetzte Arbeitsgruppe „Reform des 
GjS", die ihre Beratungen im April 1970 abgeschlossen hat, hat 
zu keiner Zeit die ersatzlose Streichung des GjS vorgeschlagen. 
In ihrem Abschlußbericht hat sie vielmehr vorgeschlagen, den 
bisher im GjS verankerten Jugendschutz ins Strafgesetzbuch zu 
übernehmen, um die besondere Wichtigkeit dieses Rechtsgutes 
zu betonen. 

Die Auffassung der Bundesregierung ist vom Bundesminister 
der Justiz am 5. Mai 1971 vor dem Deutschen Bundestag dar- 
gestellt worden mit der Erklärung, eine Beseitigung des GjS sei 
nicht beabsichtigt. Es sollten lediglich einige Vorschriften dieses 
Gesetzes in das Strafgesetzbuch aufgenommen werden. 


5. Plant die Bundesregierung das GjS zu novellieren, ohne daß 
der wissenschaftliche Forschungsauftrag vergeben ist und Ergeb- 
nisse vorliegen? 


Die Antwort auf diese Frage ergibt sich aus der Beantwortung 
der Fragen 1 und 2. 
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6. Weldie Bestimmungen des GjS will die Bundesregierung 
gegebenenfalls novellieren? 

Unabhängig von der Gesamtreform des Jugendschutzes vor 
ungeeigneten Medien wird mit der Entscheidung über die künf- 
tige Fassung der §§ 184, 184 a StGB eine Novellierung des GjS 
zur Angleichung beider Gesetze erforderlich, um unterschied- 
liche Regelungen und daraus folgende Rechtsunsicherheit zu be- 
seitigen. Eine Harmonisierung der Vertriebs- und Werbe- 
beschränkungen in beiden Gesetzen ist anzustreben. Insoweit 
wird auf die Antwort vom 2. Dezember 1970 (Drucksache 
VI/1531) unter 5. auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten 
Rollmann und Genossen betreffend Situation des gesetzlichen 
Jugendschutzes verwiesen. Unterschiedliche Regelungen kön- 
nen sich allerdings daraus rechtfertigen, daß im Verfahren der 
Bundesprüfstelle die Jugendgefährdung durch Listenaufnahme 
eindeutig festgestellt wird. 

Die Bundesregierung hatte in der Antwort vom 2. Dezember 
1970 (Drucksache VI/1531) unter 10. mitgeteilt, daß Überlegun- 
gen über eine Erweiterung des Kreises der bei der Bundes- 
prüfstelle Antragsberechtigten angestellt werden. Es wird ge- 
prüft, ob der Kreis der Antragsberechtigten durch Einbeziehung 
aller öffentlichen und freien Träger der Jugendhilfe im Sinne 
der §§ 2 und 5 Abs. 4 JWG (Jugendämter, Landesjugendämter, 
örtliche, regionale und Bundesorganisationen der Wohlfahrt- 
und Jugendverbände, Kirchen und Religionsgemeinschaften) er- 
heblich erweitert und damit allen Stellen der Jugendhilfe der 
unmittelbare Zugang zur Bundesprüfstelle eröffnet werden 
sollte. 


7. Wird die Bundesregierung entsprechend den von den Jugend- 
schutzexperten in der Sitzung des Bundestagsausschusses für 
Jugend, Familie und Gesundheit am 6. Mai 1971 geäußerten 
Bedenken an dem § 6 Abs. 1 GjS festgehalten? 

Die Antwort auf diese Frage ergibt sich aus der Beantwortung 
der Frage 3. 


Käte Strobel 


4 



